
Antrag (Fraktion Die PARTEI.DIE LINKE) 
Zunehmende Gefährdung von Politiker*innen aller Ebenen und Akteuren der 
Zivilgesellschaft endlich ernst nehmen 

3. Stadtvertretung vom 28.10.2019; TOP 39; DS: 00134/2019 
https://bis.schwerin.de/vo0050.asp?__kvonr=7048  
 
Die Stadtvertretung hat Folgendes beschlossen: 
 
Die Stadtvertretung verurteilt die zunehmende Verrohung der Sitten in der politischen und 
gesellschaftlichen Auseinandersetzung und die daraus resultierenden Folgen auf das 
Schärfste. Insbesondere Gewalt darf kein Mittel der politischen Auseinandersetzung sein. 
Die aktuelle Situation erfordert ein klares Signal der Solidarität. Die Stadtvertretung fordert 
daher den Deutschen Bundestag auf, durch eine Änderung des Bundesmeldegesetzes einen 
kleinen, aber konkreten Beitrag zum besseren Schutz politisch und zivilgesellschaftlich 
engagierter Personen zu leisten. 
 
Hierzu wird mitgeteilt: 
 
Der Bundestagspräsident wurde mit Anschreiben vom 7. Januar 2020 über den Beschluss 
der Stadtvertretung informiert. Das Anschreiben der Landeshauptstadt Schwerin und die 
Antwort des Deutschen Bundestages vom 22. Januar 2020 werden in Anlage 6 beigefügt. 
 
Der Beschluss ist somit umgesetzt. 
 

https://bis.schwerin.de/vo0050.asp?__kvonr=7048


 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 6 








